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Im Namen des Deutschen Volkes 

ı 
In der Strofsoche gegen den Invaliden W B 

geboren am , zur Zeit in Berlin in UNtersuchungshaft, 
wegen Verbrechens gegen § 2 der Volksschädl ingsV0 u.a. 

hat das Reichsgericht, 2.Strafsenat, in der Sitzung 
vom 20.Mai 1940, an der teilgenommen haben 

als Richter: 
der Senatspräsident Vogt, 
die Re ichsgerichtsräte Dr.Klimmer, Dr.Hoffmann, 
Dr.Full und der Kammergerichtsrat Dr.Wernecke, 

als Beamter der Staatsanwaltschaft: 
der- Heichsanwalt Dr.Nagel, 

als Urkundsbeamter der Geschäftsstelle: 
der Sekretär Heyer, 

auf die Revision des Angeklagten nach mündlicher Verhandlung 
für Recht erkannt: 

l .) Das Urteil des Landgerichts in B e r l i n vom 22.Dezember 
1939 wird in der Ziffer 2 dahin berichtigt, daß der Angeklagte eines 
Verbrechens noch § 3}Oc StGB in Verbindung mit § 2 der Verordnung 
gegen Volksschädl Inge vom 5.september 1939 schuldig ist. Ferner wird 
folgender Satz beigefügt: ,Der Angeklagte hat die Kosten des Venfah- 
rens zu tragen." . 

2.) Mit dieser Hqßgabe wird die Revision des Angeklagten auf 
seine Kosten verworfen. 
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G r ü n d e  

Der Angeklagte ist ,wegen unterlassener Hil_7'e1eisltung,` began: gen unter'stra,fachär.1'enden voraussetzungen des § 2 der Verordnung gegen Folkasçhädl enge vom 5.-September 1939"zu einem Jahr Zuchthaus verurte alt 
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1.)"Me 'tatsdchl chen Feststellungen und rechtl ichen Ausfilhrun= gen der St raflıaıııaıer rechtfertigen d i e  Annahme, daß der  Angeklagte sich 'eines Fergehens nach.§ 3301: Stfifi schuldig gemacht hat .  Das An= kämpfen der Bevtsícn gegen d i e  Feststellung des Ur te i l s ,  daß der Angeklagte den von dem llttangeklagten Lück, dem Lenker des Kraftwa-= Gens, 'verschuldeten ünqlücksfall bemerkt habe, kann keinen Erfolg haben. Die å'traJ'kaıımer.jı2hrt aus, dqfi der  Angeklagte nicht  nur e i n  Holpern des ß'agens .geepflrt und man deshalb nur Rede geste l l t  hat, sondern ,daß er auch den Radfahrer gegen d i e  Strebe der  Windschutz: Scheibe }fltegen=eah".' Das lieutstonsgericht kann d i e s e  le tz tere Fest: Stellung trat: der Verdunkelung nicht als unmöglich bezeichnen . Denn auch bei Verdunkelung ist zur Ermögl chung eines Stra/3enver= kehr; s0-viel Licht notwendig, dqfi esn tch t  als ausgeschlossen an= gesehen werden kann, dqß ein rechte neben dem Lenker sitzender Iíit= .Fahrer eines Kí"'q7'tıııaoınS ee steht, wenn unmit te lbar vo r  ihm e i n  von den -Wegen 'angefahreher Radfahrer :Mt dem Kopf gegen d t e  rechte `vor= dere strebe der Windschutzscheibe f l ieg t .  D i e  Feststellung des Ur= teile, daß der .FahrzeUgführer nach de Zusammenstoß e ine  scharfe Jueııieíchheıeenung nach-fl tnha gemacht habe und i n  beschleunigten: Tem= Po weitergefahren, aber 'nach etwa 1 1 /2  km von einem Radfahrer ein: geholt werden .Set,'~ enthält keinen Fiderspruch. Denn e inerse i ts  is t  nurflgiesaptß .40.8' d ie  Ge8aııwıaaıgxeıt-erhahı wurde, aber nicht wn wievielt, andererseits ist hervorgehoben, daß der Radfahrer eine Rennmasehtne fuhr' und dqfi der fltenende Kraftwagen an der Oben traut= etrqße wegen einer St raßenbahn halten mußte. D i e  Strafkammer hat festgestellt, .da durch den ZusammeNstoß e i n  solcher Lärm entstan- den Set daß ein Zeuge .den Einsturz eines i n  der Nähe befindlichen Baugerüste M u ; - S i e - ' h a t  die.-Überzeugung gewonnen, daß auch d i e  beiden Ätıgeklafiten den Iärıır gehört haben; das war Sache ihres f reien 
rııaııteı-1 tehen.-ErqııeSáenei Besondere-Ausführungen darüber, daß das erhebt Ichs Genäiıseh der Karosserie' d i e  Wahrnehmung des Lärms durch den Angeklagten nicht verhinderte, waren nach der Sachlage ebenso= 
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wenig geboten 'Ente darüber, ab der Wahrnehmung des UNfalls nicht der 
flhıstana entgegenstand, daß der Angeklagte nur Mitfahrer er und 
Alkohol genossen hatte ( 5 267 Abs.1 81:30 J- Daß d ie  St roflcanıııer 
be de Tatsachen nicht übersehen -hat, ergibt steh aus den Urte :1 
:de Uelsfreí . . . 

r 

§ 3300- StGB beschränkt d ie  .BechtepJ'l acht› zur Hilfeleistung 'be i 
Unfällen nicht am' Fälle der Leibes= oder Lebensgefahr, sondern 
stellt das Yersogen der Hilfeleistung schon dann unter Strafe, wenn 
und soße t t  es mi t  den Stttengebot der völktschen Geııetnechaftsonde 
Rung unvertrdgl ich ist und deshalb dem .gesunden Folksenpflnden wi- 
derstreítet. Das Unterlassen 'der Etlfeletstwıg wird als solches de. 
gen der rflelıstchtslosen Gesinnung bestraft, d i e  in Inn zutage getre 
ten tot, unabhängig davon, ob und 'welche Felgen des -ünterl Seen der 
ez1_felne.tung gehabt He: r East 8e.71 s.aoo, 205-)_. sie p11 :in: zur 
H tlfele istıeıg 'besteht nicht nur für den Kraftıoagenlenker, der den 
Unfall verschuldet hat, .sondern auch für seine Httfahrer. .Denn der 
5 330 c Sees, der sich mi t  seiner allgemeinen Fassung (,I'er.-.i.ntcht 
Hilfe letstet") gegen jedermann richtet, g i l t  auch ,für sie; und das' 
gesunde Folkseııpjtnden hält gerade auch s ie  olslan den durch den 
Kraftwagen verursachten ünglücksjall unnıtttel bar Bete tlígte ,nur ver- 
pfltchtet, Su helfen. Hiernach hat d i e  Strafkanıııer .van den ilngeklag 
ten mi t  Recht gefordert, daß er, da er aus äeıı fahrenden lagen :nein 
aus-ste gen konnte, sofort nach den Bsıııerken des Unfalls auf den 

.fliehenden Wagenlenker habe einwirkeN müssen, daß er anhielt. Er 
habe das aber vorsdtsl ich nicht getan, sondern d i e  FüNrerfluoht ge=. 
bi l l  tot,_ ıııas sieh auch daraus ergebe, daß er den uerfalgendeh Rad 
fahrer, als dieser d ie  beiden Angeklagten wegeN des 'ne rursaohten bh- 
falls. eweflııol euiıı Bolten anforderte, eııetaııal d ie  Wagentür ,vor der 
Nase" zuschlug, ıueíl er setner„gesetsltchen Pflicht .eur Htlfeleüı 
stung nicht na ohlıoııııııen wollte. ' - r 

las d ie  Revision gegen diese Auffassung uorbrtngt, kannfketnen 
Erfolg hoben. Daß der Angeklagte eine größere' Henne Alkohol genossen 
Hatte, *hat die -St rafkaııner festgestellt,. .s'íe hat. aber.auch ausge- 
fuhrt, 'daß bei den Angeklagten weder die .VoraussetzUNgen desl§ 51 
.<ıb8.1 Noch die des Abs.2 vorlagen. Zu dieser Überzeugung ist sie in 
ffbere net tıımung mit -dem Gutachten des .Sachverständigen Oberarzt . 

gekommen, der, wie das Urne :1 ausführt, ıı in se tuen 
überzeugenden 'Gutachten für beide- :dngeklagte das Vorliegen dieser 

. * " !2L=. 

ı 18 
E 



.¬,„_.ı~n ""I_„.,.__ ı I 
*. n 

: -  4 ıı- 

I 

r 

L 

Voraussetzungen, „ insbesondere" eine Verminderung ihrer Einsichts= 
fähigkeit verneint hat". Damit ist auch eine Verminderung der Fähig= 
zeit, nach dieser Einsicht zu handeln, von der Strafkammer in Über= 
einstimmung mit dem Sachverständigen verneint. ES trifft also nicht 
zu, daß die Strafkammer den Einfluß des Alkoholgenusses auf den An= 
geklagten nicht geprüft habe, und daß von ihm wegen des Alkoholgee 
nusses- ein aktives Handeln f Einwirkung auf den Wagenlenker, zu 
halten ) nicht habe gefordert werden dürfen. 

Auch der .Finwand der"Reviston, der Angeklagte habe in seinem 
Zustand eine gedeihliche Hilfe gar nicht leisten können, greift 
nicht durch. ES ist zwar richtig, daß nur derjenige zur Hilfelei= 
stung verpflichtet ist, der Hilfe auch wirklich leisten kann. Von 
einem Sehwe rkranken oder einem Blinden fordert das Gesetz keine 
Hilfe. So aber lag der Fall bei dem Angeklagten nicht. Die Hilfelei= 
stung, die ihm in erster Linie oblag, war die, daß er versuchen muß= 
te, den Wagen durch Einreden auf seinen 'Lenker zum Halten zu bringwg 
damit dann die nötigen weiteren Maßnahmen getroffen werden konnten. 
Nach dem Urteil war der .Angeklagte' trotz des Alkoholgenusses imstan= 
de, das zu erkennen und hat er diese seine Pflicht auch erkannt. 
Ebenso war ihm bewußt, daß er trotz des gewissen Abhängigkeitsver= 
hältnisses, in dem er zu dem Wagenlenker stand, versuchen mußte, 
diesen zum Halten zu bewegen. Aber er hat es nicht getan. Damit war 
das Vergehen nach § 330 er StGB vollendet. Ob von dem Angeklagten 
nach dem Aussteigen eine weitere Hilfeleistung gefordert werden 
konnte, kam erst .in zweiter Linie in Frage. Jedenfalls aber fordert 
das gesunde Volksempfinden, daß auch derjenige, der. Alkohol genes= 
Sen hat und sich wegen seines Zustandes z.B. on der Bergung eines 
Verunglückten besser nicht beteiligt, doch zur Hilfe bereit ist und 
jene Hilfe leistet, zu der er fähig ist. Welcher Art diese Hilfe 
ist, läßt sich nicht stets sofort übersehen; es können auch Hinder= 
nasse wegzuräumen sein oder einfachere Handlangerdienst in Frage 
kommen. Aber auch diese weitere Hilfe hat der Angeklagte nicht ge= 
leistet und nicht leisten können, weil er die erste wichtigste Hilfe 
leistung, den Versuch, den Hagen zum Halten zu bringen, verweigert 
hat. Als er später dem Radfahrer, der zweimal zur Hilfeleistung auf= 
forderte, zweimal die Fagentür vor der Nase zuschlug, war es wohl 
zur Hilfeleistung zu spät. Aber auch dieses Verhalten zeigt, wie der 
Angeklagte gegenüber der im § .150 <2 StGB aufgestellten Bechtspjflicht 
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zur Hilfeleistung eingestellt war. Eine eigene Gefahr im Sinne der 

Reichsgerichtsentscheidung 4 D 631/39 vom 3.November 1939 in DH 
1940 s.ı54 Nr.5 bestand bei Hilfeleistung für den Angeklagten nicht. 

2.) Die Anwendung des § 2 der Verordnung gegen Volksschädl Inge 
vom 5.September 1959 läßt keinen Rechtsirrtum erkennen. Auch ein 
Uhterlassungsdelikt kann unter den straferhöhenden Umständen des 

§ 2 a.a.O. begangen werden. Nach ihm ist zu bestrafen, ,wer unter 
Ausnutzung der zur Abwehr von Fl iegergefahr getroffenen Maßnahmen 

ein Verbrechen oder Vergehen gegen Leib, Leben oder Eigentum begeht' 

Ein Verbrechen oder Vergehen begeht auch derjenige, derlden straff= 

rechtlichen Tatbestand schuldhaft durch Uhterlassung verwirklicht. 

( Zu den Uhterlassungsdelikten ugl. HGSt Bd.64 S.2?3; Bd.69 S.}2l; 

Bd.75 S.52.) Er uerstäßt deshalb auch gegen § 2, wenn seine Strafe 
tat eine solche gegen Leib, Leben oder Eigentum ist. Dabei kann die 
Verdunkelung für ihn der Grund sein, daß er die Hilfeleistung z.B. 

in der HOffnung unterläßt, die Verdunkelung begünstige die Ausfflh= 

rung der Tat, weil sie die Entdeckung des Iaters verhindere (RGUrt. 
1 .D 29/40 vom l6}Februar 1940 in .DJ 1940 S.}7l; RG'BStS 3/39 vom 
l9.Dezember 1939 in DJ 1940 s.1oı ) . 

So liegt aber der Sachverhalt hier. .Die Strafkammer stellt 

fest, daß der .Angeklagte sich zunutze machte, daß die Straßen nicht 

beleuchtet waren und er deshalb mit. der Aussicht, unentdeckt zu 
bleiben, seine Hilfeleistung verweigern konnte. Darüber hinaus ist 

sogar festgestellt, daß der Angeklagte seine Hilfe nicht verweigert 

hätte, wenn die Straßen beleuchtet gewesen wären und seine Feststel= 
lung unbedingt zu erwarten gewesen wäre. Davon, daß die Strafkammer 
den § 22 Abs.1 und 2 KFG statt des § 330 <2 StGB auf den Angeklagten 
angewendet hätte, kann keine Rede sein. ,Es ist ihm kein Verlassen 
in hilfloser Lage, sondern die UNterlassung der Hilfeleistung nach 
§ 330 c StGB zur Lost gelegt. Dieses Vergehen konnte, auch wenn 
§ 3}O c unter den gemeingefährlichen Straftaten aufgeführt ist, von 
der Strafkammer als Vergehen gegen Leib und Leben angesehen werden. 
Durch die unterlassene Hilfeleistung konnte Leib und Leben des oder 
der Verletzten, bei der Verdunkelung aber. auch Leib und. Leben weite: 
rer Verkehrsteilnehmer geschädigt oder mindestens gefährdet werden. 

Bei der Auslegung des .Begriffs der Straftat gegen Leib oder Leben 

( § 2 der Verordnung j ist dem GeiSte der Kriegsgesetzgebung und 

ihren .Bedürfnissen .Rechnung zu tragen ( HGUrt. 2 .D 65/40 vom 4.Härz 
1940 ) ~  Da 
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Daß der Angeklagte unbestraft ist und nach seinem Vorleben nicht als uerbrecherische Persönlichkeit erscheint, hinderte nicht, ihn wegen der von ihm begangenen Straftat als Volksschädl Ing im Sinne des § 2 VOlksschVO anzusehen. Ist der Tatbestand des § 2 in allen seinen Merkmalen einwandfrei festgestellt, so wird in der Hegel das Gesetz gegen den Täter auch dann anzuwenden sein, wenn er im übrigen keine Verbrecherpersönlichkeit ist. Denn aus der Verwirk lichtung des im § 2 aufgestellten besonderen Tatbestandes ( Ausnut= Fung der zur Abwehr von Fliegergefahr getroffenen Maßnahmen zur Be= gehung von Verbrechen oder Vergehen gegen Leib, Leben oder .Eigen= tun ) . wird sich in der Regel ergeben, daß der Täter, auch wenn er unbestraft ist, doch durch die Tat eine Einstellung gegenüber der vom Kriege betroffenen Volksgemeínschaft an den Tag gelegt hat,. die zeigt, daß er ihr feindlich gegenübersteht, die Kriegsuerhältnísse selbstsüchtig ausnützt und als Volksschädl Ing anzusehen ist. Hier: aus ergibt sich andererseits, daß nicht.ausnahmslos dann, Wenn der Tatbestand des § 2 festgestellt ist, diese Gesetzesbest immung auch Anwendung finden muß. Ist vielmehr der Täter, wie sich aus seinem sonstigen Verhalten, insbesondere aber aus den UMständen der Tat ergibt, kein Volksschädl Ing, dann dürfen ihn auch die schweren Strafen des § 2 nicht treffen. Denn wie durch § 181 a StGB nur der „Iätertyp" des Zuhälters ( BGSt Bd.7} s.ıs3, 184 ) gestraft werden soll, so hat die Volksschädl ingsverordnung nur den ,Tätertyp" des Volksschädl ings im Auge. Auch auf den ,Verbrechertyp' des de= jährlichen Gewohnheitsverbrechers r §§ eo a, 42 e spieß; Hast ßa.6s $.149,' 154, 155 ) und des gefährlichen Sittlichkeitsuerbrechers ( § 42 k StGB ) ist hier hinzuweisen. Daß die Volksschädl ingsver= Ordnung von dieser Auffassung ausgeht, ergibt sich schon allein aus der Uberschrift. Diese Rechtslage macht es dem Tatrichter zur Pflicht, einerseits bei der Feststellung des äußeren und inneren Tatbestandes des § 2 besonders sorgfältig zu verfahren, anderer: seits aber über die Feststellung der Tatbestandsmerkmale hinaus zu prüfen, ob sich aus dem ganzen Sachverhalt, insbesondere aber aus der Tat eine solche Persönlichkeit ergibt, die als Volksschädl Ing angesehen werden muß. 
Auch gegen diese Grundsätze hat die Strafkammer nicht versto= den. Sie hat den Angeklagten trotz seiner Uhbestraftheit wegen der durch die Tat bekundeten Gesinnung als Volksschådling angesehen. Ein Rechtsirrtum ist dabei nicht zu erkeNnen. 
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3~) Die Revision .war deshalb zu verwerfen. 
Gemäß der Rechtsprechung des Re ichsgerichts { RGSt Bd.?4 5.98 

und $.114 J war die Urteilsformel jedoch wie geschehen Zu bericht 

gen. Der § '2 der VolksschvO enthält - von den darin erwähnten be 

sondere schweren Fällen abgesehen - keine bloße Strafeumessungsre 
gel, sondern besondere Umstände, die die Strafbarkeit erhöhen, im 

Sinne des § 265 Abs.2 StPO. Er läßt zu dem gesetzlichen Tatbestand 

der Straftaten gegen Leib, Leben oder Eigentum ein weiteres Tatbe 

standsmerkmal, das Handeln unter Ausnutzung der zur Abwehr› von Fitte 

gergefahr getroffenen Maßnahmen, hinzutreten und stellt damit einen 

neuen gesetzlichen Tatbestand auf. Dieser steht zu dem Tatbestand 

der Straftaten gegen Leib, Leben oder Eigentum in Gesetzeskonkur 

renn, so wie beispielsweise die lhtbestände des schweren Diebstahls 

nach § 243 StGB zum Tatbestand des einfachen Diebstahls nach § 242 

Das Vergehen gegen Leib, Leben oder Eigentum wird durch das Hinzu 

treten des straferhöhenden neuen Tatbestandsmerkmals der Ausnutzung 

der Verdunkelung zum Verbrechen. ES empfiehlt sich, die Urteilsfor 

mel dahin zu fassen, „daß der Angeklagte des Verbrechens nach . 

§ 330 c StGB in Verbindung mit § 2 der Verordnung gegen Volksschäd= 

linge' schuldig ist. Soweit Taten in Frage stehen, die den Rückfall 

begründen können, ist ihre Erwähnung in der Urteilsformel schon aus 

diesem Grunde unerldßltch. 
Gemäß § 464 StPO war in der Urteilsformel zum Ausdruck zu brln= 

gen, daß der Angeklagte die Kosten des Verfahrens zu tragen hat 

soweit es gegen ihn gerichtet war. • 
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geh. Vogt K1 immer Hoffmann 

Dr.Full We rnecke 
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